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Ute H.-Osterkamp

Förderung von
»Ausländerfeindlichkeit« zur Durchsetzung
kapitalistischer Verwertungsinteressen

Zimmermanns Konzeption für das neue Ausländergesetz

In der traditionellen Sozialpsychologie werden Erscheinungen wie »Ausländer-
feindlichkeit« den »Stereotypen«, »sozialen Vorurteilen«,»Attitudes« etc. zuge-
rechnet und als persönlichkeitsspezifische Konfliktlösungstechniken, bedingt
durch Erfahrungen in der frühen Kindheit oder ähnliches, individualisiert. Im
folgenden Beitrag wird exemplarisch aufgewiesen, welche gesellschaftlichen Wi-
dersprüche und Unterdrückungszusammenhänge »Ausländerfeindlichkeit« als
subjektiv funktional begünstigen und wie die darin liegenden Tendenzen zur be-

drohtheitszentrierten Vereinzelung und Anpassung von den Herrschenden im
Sinne des kapitalistischen Verwertungsinteresses instrumentalisiert werden. Weil
in diesem Analyseansatz die üblichen Psychologisierungen negiert und die Ver-
“mitllungen zwischen gesellschaftlicher Situation und subjektiver Handlungsfü-
higkeit/Befindlichkeit herausgearbeitet werden, gehört der folgende Artikel —
obwohl vordergründig »bloß« politisch— in das Forum Kritische Psychologie—
dies auch und gerade deswegen, weil hier gezeigt wird, daß und wie man sich mit
den Mitteln kritisch-psychologischen Wissensin den Kampfum politische Tages-
fragen einschalten kann/muß. Red.

Die Diskussion um die »Ausländerfrage« hat in letzter Zeit stark zuge-

nommen. Dabei werden die Ausländer im wachsenden Maße als »bela-
stend« und als Ursache aller Probleme »der Deutschen« dargestellt; ihre
schnellstmögliche Abschiebung erscheint demzufolge als Gebot der Stun-
de.

Die Entfernung der Ausländer kann jedoch nicht ohne weiteres prakti-

ziert werden: Sie haben sich — wie es in der »Konzeption für das neue
‚Ausländergesetz« des Bundesministers für Inneres heißt — »unter Aus-
nutzung des von der Rechtsprechung entwickelten Vertrauensgrundsatzes

Daueraufenthaltsberechtigung ‘ersessen’« (2). Das heißt: Sie haben sich
auf ein normales Dasein bei unseingerichtet; sie leben hier mit ihren Fami-

lien, betätigen sich gewerkschaftlich, beginnen, Ansprüche zu formulieren
und zu vertreten etc. Gerade aber diese Annäherung an die »normalo«
Existenzform bedeutet eine allgemeine Beeinträchtigung des durch die
»Gastarbeiterbeschäftigung« zu erzielenden Nutzens. Die Diskussion um
die »Ausländerfrage« konzentriert sich somit von je her auf die Frage,
wieweit der rechtliche Sonderstatus der Ausländer in der BRD und West-
berlin aufgehoben oder— als Bollwerk gegen unerwünschte Entwicklun-
gen — verschärft werden soll. Die Antwort fällt unterschiedlich aus, je
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nachdem, ob man von den Verwertungsinteressen des Kapitals oder aber

den Lebensinteressen der hier arbeitenden Menschen aus argumentiert.

Die Bundesregierung nimmtin dieser Sacheeinen scheinbar übergeordne-

ten Standpunktein,indem sie die »Belange der Bundesrepublik Deutsch-
land« — die sich unter der Handals identisch mit denen des Kapitals er-
weisen — zum Maßstab ihrer Entscheidungen macht, Die »Menschlich-
keit« der Ausländerpolitik, die Bundeskanzler Kohl in seiner Regierungs-
erklärung vom 13.10.82 verhieß, besteht dann darin, daß sie im Namen
der Integration die Integration der Ausländer, die sich faktisch vollzogen

hat, rückgängig zu machen sucht.

I

‚Am 16.9.83 wurde vom Bundesministerium des Inneren (BMI) die »Kon-
zeption für das neue Ausländergesetz« vorgelegt. Es sollte ursprünglich

noch im Sommer 1984 verabschiedet werden. Infolge von Meinungsver-
schiedenheiten in der Bonner Regierungskoalition zu dieser Frage (die

durch die öffentlichen Proteste gegen die Zimmermann-Vorlage mit Si-

‚cherheit verschärft wurden) ging dieser Plan nicht auf: Die Bundesregie-
rung hat am 3.10.1984 — angeblich infolge rückläufiger Ausländerzahlen

und der Zusagedertürkischen Regierung, vorerst nicht auf den Freizügig-

keitsrechten innerhalb der EG zu bestehen — zunächstkeine weiteren Be-
schränkungen des Zuzugs von Ausländern beschlossen. Aber aufgescho-
ben ist nicht aufgehoben: Es wurde ausdrücklich festgestellt, daß gesetzli-
che Einschränkungen zur Begrenzung des Nachzugs verfassungs- und völ-

kerrechtlich zulässig seien und bei veränderter Sachlage auch zur Anwen-
dung kommen werden. Man wartet offensichtlich lediglich auf eine gün-

stigere Situation, etwa das Nachlassen der öffentlichen Proteste. Die Ver-

unsicherung der Lage der Ausländer bleibt also nach wie vor bestehen und
damit auch die Notwendigkeit, sich mit den Hintergründen und Konse-

quenzen der geplanten Gesetzesänderung zu befassen und eine Gegenöf-

fentlichkeit gegen jede Verschärfung der Ausländerpolitik zu schaffen.
Die Grundlage der von Zimmermann vorgelegten Konzeption zur Aus-

lindergesetzgebung ist der Bericht der Kommission »Ausländerpolitik«.
Diese Kommission wurde durch die Bundesregierung eingesetzt und be-
stand aus Vertretern von Bund, Ländern und Gemeinden. Ihr Auftrag
war, »unter Berücksichtigung bisheriger Vorarbeiten zu prüfen, wie unter
Wahrung der freiheitlichen Grundordnung die geseilschaftlichen Proble-
me abgebaut werden können, die durch und für die große Zahl der in der
Bundesrepublik lebenden Ausländer entsteher« (1).
Am 30.11.1983 wurde von der Kommission eine Anhörung der »Sozial-

partner« (Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände) und von Kirchen
und in der Auslinderarbeit tätigen Verbänden durchgeführt. Am
24.2.1983 legte sie ihren Abschlußbericht vor. In ihm sind die mehrheitli-
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chen Auffassungen der Kommissionsmitglieder als Empfehlungen zur
Ausländerpolitik festgehalten. Die von den Wohlfahrtsverbänden auf der
Anhörung abgegebenen Voten sind jedoch, wie es in einer entsprechenden
Stellungnahme des Arbeitskreises »Junge Ausländer« im Deutschen Pari-
tätischen Wohlfahrtsverband (DPWV) vom 9.11.1983 heißt, in diesen
Empfehlungen unberücksichtigt geblieben — ebenso wie die der Gewerk-
schaften und Kirchen. Der Arbeitskreis »Junge Ausländer« äußert zu-
gleich seine Befürchtung, daß »mit der Neugestaltung des Ausländergeset-
zes eine weitere Entrechtung und Verdrängung ausländischer Mitbürger

festgelegt werden solk. Auch das diakonische Werk kritisiert an den
Empfehlungen der Auslinderkommission, daß sie — gemäß den in der

Regierungserklärung vom Oktober 1982 formulierten ausländerpoliti-

‚schen Grundpositionen — die Integration der bei uns lebenden Ausländer
von der »Begrenzung des Ausländerzuzugs« und der »Förderung der

Rückkehrbereitschaft« abhängig machen.
Die Begrenzung und Reduzierung der Ausländerzahlen würden dabei

so eindeutig im Vordergrundstehen, »daß kaum noch voneiner Integra-
tions-, sondern eher von einer Ausländerbegrenzungs- oder Ausländerver-

drängungspolitik gesprochen werden« müsse (epd-Dokumentation 11/84,
38).

Diese Tendenz, die wirtschaftlichen und geselischaftlichen Mißstände
den ausländischen Zuwanderern anzulasten und auf deren Kosten zu »ö-
sen«,ist in der »Konzeption für das neue Ausländergesetz« des BMI noch
verstärkt. Die These, daß die Integration der Ausländer die Reduzierung

ihrer Zahl voraussetzt, wird als unhinterfragbare Wahrheit gesetzt. Alle
Überlegungen beschränken sich im wesentlichen auf die Frage, wie das
Kleinhalten und Reduzieren der Ausländer in der Bundesrepublik erreicht
werden kann. Dazu werden folgende Maßnahmen vorgeschlagen:

— Erstens soll der Bundesregierung — um »eventuelle Fehlentwicklun-

genzügig entgegenwirken zu können — das Recht zugestanden wer-
den, »die Erteilung oder Verlängerung von Aufenthaltserlaubnissen
allgemein oder für bestimmte Ausländergruppen oder Aufenthalts-
zwecke ausschließen« zu können (I).

— Zweitens will man die Ausweisungsgründe konkretisieren und zugleich

verpflichtend machen. »Wer nicht eine Minimaleistung an Integration
erbringen will oder kann, kann keinen Daueraufenthalt bei uns bean-

spruchen«, lautet die (ein-Jgängige Formel. Solche »Minimalleistun-
gen« sind: »gesicherter Lebensunterhalt ohne Inanspruchnahme von
Sozia- oder Arbeitslosenhilfe, Vorhandensein ordnungsgemäßer,
nicht unzureichender Wohnung, Nichtvorliegen erheblicher Verstöße
gegen die deutsche Rechtsordnung, darunter auch Erfüllung der

Schulpflicht der Kinder« (4).
— Drittens soll die Familienzusammenführung — über die Erschwerung
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des »Ehegattennachzugs« und die Begrenzung des gesetzlichen Nach-
zugsanspruchs auf Kinder unter sechs Jahre — eingeschränkt werden.

— Viertens beabsichtigt man die gesellschaftlichen Mißstände dadurch in
den Griff zu bekommen, daß man die »Problemfälle« kurzerhand
ausweist. So schlägt man die Verschärfung des Ausweisungsrechts bei

politischer Betätigung und kriminellen Delikten und die Einführung
der Ausweisungspflicht bei Abhängigkeit von Heroin und harten Dro-

gen vor. Die Ausweisung wegen »wirtschaftlicher Unterstützungsbe-
dürftigkeit« wird folgendermaßen differenziert: Der Ausweisungs-
grund »Sozialhilfebezug«, der bisher prinzipiell möglich, aber nicht

verbindlich war, wird auf diejenigen eingeschränkt — und hier zu-
gleich verpflichtend —, die noch keine Aufenthaltsberechtigung ha-
ben. Zugleich soll die Ausweisung für diejenigen Ausländer eingeführt
werden,die seit einem Jahr Arbeitslosenhilfe beziehen und keine Auf-
enthaltsberechtigung haben.

I
Die Konzeption des BMI für das neue Ausländergesetz ist praktisch iden-
tisch mit der »Grundauffassung der Arbeitgeber zum Ausländerproblem«

(1983). In dieser Grundauffassung wird festgehalten, daß die Ausländer-
politik widerspruchsfrei, klar, einsichtig, entschlossen sein muß.Sie solle
einen »gerechten Interessenausgleich« zwischen Auslindern und Deut-
schen bewirken und zugleich den »Realitäten unserer Wirtschaft und Ge-
sellschaft« Rechnung tragen. Wesentliche Forderungen einer »vernünfti-
‚gen« Ausländerpolitik sind nach Auffassung der Arbeitgeber, daß man je-
den unkontrollierten Zuzug ausschließt und den Familiennachzug »ein-
dämmt«: »Die Regelungen über die zwangsweise Beendigung des Aufent-
halts [sollten] konkretisiert und so gestaltet werden, daß sie in der Praxis
auch gehandhabt werden« (24). Dabei dürfe man notwendige Härten
nicht scheuen. Wenn man jetzt nicht durchgreife, dann würde der auslän-
dische Bevölkerungsanteil von jetzt 7,5% auf 12% im Jahre 2000 an-
wachsen. Das aber hätte »tiefgreifende Auswirkungen« nicht nur auf den
‚Arbeitsmarkt, sondern auch auf das »Gefüge von Wirtschaft und Gesell-
schaft« (11). Die Notwendigkeit für die Korrektur der Haltung in der Aus-
länderfrage ergibt sich nach Auffassung der Arbeitgeber aus der veränder-
ten Geschäftsgrundlage: Das zentrale Problem der Gesellschaft sei nicht.
‚mehr die Bewältigung der Arbeit, sondern der Arbeitslosigkeit, und dieser
Aufgabe müsse auch die Ausländerpolitik Rechnung tragen. Die Reduzie-
rung der Ausländer würde eine sichtbare Reduzierung der Arbeitslosen-
zahl bedeuten und zugleich den Zugriffaufdie deutschen Arbeiter erleich-
tern: Bei mehr als 2 Millionen Arbeitslosen wird man auf dem »heimi-
schen Arbeitsmarkt« passende Arbeitskräfte auch für solche Stellen ge-
winnen, die bisher — aller Arbeitslosigkeit zum Trotz — nur durch Aus-
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länder zu besetzen waren (15). — Die moralische Berechtigung des harten
Kurses gegen die ausländischen Arbeitskräfte ergibt sich nach Vorstellung
der Arbeitgeber auch daraus, daß diese selbst die Geschäftsgrundlage ihrer
Beschäftigung untergraben hätten. Man sei in der Anwerbepolitik allge-
mein »voneiner vorübergehenden Beschäftigung alleinstehender Arbeits-
kräfte und nicht von einem Daueraufenthalt ganzer Familien« ausgegan-
gen (5). Die Niederlassung ausländischer Familien in der Bundesrepublik
bedeutenicht nur ein Anwachsen der »Nichterwerbspersonen«(d.h. der-
jenigen, die nicht unmittelbar für die Mehrung des gesellschaftlichen
Reichtums bzw. der Profite verwertbar sind), sondern zugleich die Redu-
zierung eines wesentlichen Vorteils ausländischer Arbeitnehmer:ihrer all-
gemeinen Verfügbarkeit. Durch die enge Familiengebundenheit der aus-
ändischen Jugendlichen sei ihre Mobilität noch stärker eingeschränkt als
die deutscher Jugendlicher (28).

Um die »notwendige Härte« »gerecht« erscheinen zu lassen, muß, wie
&s in der »Grundauffassung der Arbeitgeber« heißt, »mit allem Nach-
druck«... daran erinnert werden, daß auch die Ausländer den vollen Nut-
zen aus ihrer Beschäftigung gezogen haben.Sie haben den Wohlstand mit-
geschaffen und gleichermaßen an ihm partizipiert« (12). Man ist dieser
Logik zufolge quasi quitt. Bei genauerem Hinsehen zeige sich sogar, daß
die »Ausländerbeschäftigung« letztlich auf Kosten der deutschen Betriebe
und Wirtschaft gegangen sei. Die Verfügbarkeit ausländischer Arbeits-
kräfte habe »arbeitssparende Investitionen« überflüssig erscheinen lassen,
damit aber überholte Wirtschaftsstrakturen konserviert und die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigt (12). (Die gleiche Auffassung
wird in der FAZ vom 20.3.84 unter Berufung auf die vom Kieler Institut
für Weltwirtschaft vorgelegte Studie »Entwicklungstendenzen auf dem
Arbeitsmarkt und ihre Auswirkungen auf die Jugendkriminalität« ver-

breitet). Diese »Fehlentwicklung« wird zwar nicht unmittelbar den auslän-
dischen Arbeitnehmern angelastet, sondern auch der eigenen mangelnden
Weitsicht zugeschrieben. Aber zweifellos ist — so wird nahegekgt —
Skepsis auch gegenüber der moralischen Integrität ausländischer Zuwan-
derer geboten. Wenn ihr »Zustrom« trotz mangelnder Beschäftigungs-
möglichkeit anhalte, dann werdeinzunehmendem Maßenicht die Einglie-
derung in das »deutsche Wirtschaftssystem«, sondern vielmehr in das
»deutsche soziale Transfersystem« (13), also in die Schmarotzerexistenz,
angestrebt. Das hätte die ehemals freundliche, zumindest aber neutrale
Haltung der Deutschen zu den Ausländern umschlagen lassen und — be-

rechtigte — Aversionen ihnen gegenüber ausgelöst,

Überhauptseien die ausländischen Zuwanderer eher ein gesellschaftli-
‚ches als ein betriebliches Problem. So habe die Zusammenarbeit zwischen
deutschen und ausländischen Arbeitern im Betrieb immer geklappt, nicht
zuletzt aufgrund der Tatsache, daß sich die Unternehmer von Anfang an
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für gegenseitiges Verständnis eingesetzt und vielfältige Integrationshilfen
geleistet hätten. Die Grenzen der Belastbarkeit seien vielmehr im sozialen
Bereich bzw.in der Bevölkerung erreicht. Schuld daran trage eine Politik,

die (über »die Familienzusammenführung, die Kindergeldregelung, die
Verfestigung des aufenthalts- und arbeitserlaubnisrechtlichen Status sowie
für das Hineinwachsen in sozialrechtliche Ansprüche, 19) das »arbeits-
marktpolitische Steuerungsmoment« in unverantwortlicher Weise einge-

schränkthätte (18). Diese »Gefälligkeitspolitik« sei den Deutschen zu ei-
ner Zeit aufgezwungen worden, als »ausländische Arbeitskräfte gesucht
wurden und deshalb an einer Statusverfestigung erhebliches Interesse be-
stand«(18). Inkonsequent und unverantwortlich sei es jedoch,die Proble-
me, die aus dem Ausländerzuzug resultieren, als Mißstände zu beklagen

und sie durch Beibehaltung der bisherigen Politik weiterhin anwachsen zu
lassen oder gar zu fördern (5). Die Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigung
müsse vielmehr »entsprechend den arbeitsmarktpolitischen Notwendig-
keiten strikt und restriktiv« (29), das heißt gemäß der unternehmerischen
Praxis gehandhabt werden, daß diejenigen, die nicht gebraucht werden,
»freizusetzen« bzw. abzuschieben sind.

u.
Aus der These der Unternehmer (wie des BMI), die Integration der aus-
ländischen Zuwanderer setze die Reduzierung ihrer Zahl voraus, die »Ge-
fälligkeitspolitik« habe aber negative Auswirkungen aufihre »Rückkehr-
bereitschaft« (19), folgt, daß der Abbau der Rechtsansprüche der in der
BRD und Westberlin lebenden Ausländer wesentlicher Bestandteil einer
»verantwortlichen Integrationspolitik« ist. Diesen Zusammenhang ver-
sucht man jedoch nach Möglichkeit zu vernebein. — In der gleichen
Schrift, in der die Unternehmer vehement den Abbau der Rechtsansprü-
‚che der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer Familien fordern, um de-
ren allgemeine Manövrierbarkeit zu erhalten, äußern sie ihr Unverständnis
für die Behauptung, daß die Unsicherheit des Rechtsstatus der Ausländer
diesen einerealistische Lebensplanung unmöglich mache, Die Rechtsunsi-
cherheit bestehe, wie es heißt,bestenfalls theoretisch, nicht aber praktisch.
Der Aufenthalt sei bisher in der Regel anstandslos verlängert worden und

die — gesetzlich allerdings mögliche — Ausweisung bei Arbeitslosigkeit
und Inanspruchnahme von Sozialhilfe »grundsätzlich« nicht angewandt
worden (eine Aussage,die, wie z.B. Dohse 1984,41, feststellt, »glatt gelo-
gen«ist; siehe auch Bech und Faust 1981, 112). Die wesentliche Ursache
für die mangelnde Lebensplanung liegt nach Auffassung der »Arbeitge-
ber« vielmehr bei den Ausländern selbst bzw. in ihrer »winneren Unent-
schiedenheit«: »Die Ausländer wollen aufdie Vorteile des Arbeitslebens in
der Bundesrepublik nicht verzichten. Andererseits wollen sie die innere

Bindung an ihr Heimatland nicht aufgeben« (22). Eine klare Auslinder-
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politik würde diesem psychischen Dilemma ein Ende setzen und somit
auch unmittelbar hilfreich für die Ausländer sein.

Die Maßnahmen, die nach Vorstellungen der Arbeitgeber zu treffen
sind, sind die gleichen, die Innenminister Zimmermann in seiner Konzep-
tion für ein neues Ausländergesetz vorschlägt: Nach spätestens 5 Jahren

sollten die Ausländer, sofern sie in diesem Zeitraum keine »Integrations-
leistungen« erbracht haben, ausgewiesen werden. Solche Integrationslei-
stungen sind: »gesicherter Lebensunterhalt, keine Inanspruchnahme von
Sozialhilfe, ausreichende Wohnverhältnisse, Erfüllung der gesetzlichen
Schulpflicht durch minderjährige Kinder und einfache deutsche Sprach-
kenntnisse« (23). Bei Nachweis der geforderten Integrationsleistungen

sollte die unbefristete Aufenthaltserlaubnis erteilt und nach weiteren fünf
Jahren den »integrationswilligen und integrationsfähigen Ausländern der
Anspruch auf eine Aufenthaltsberechtigung eingeräumt werden« (23). Ei-
ne darüber hinausgehende »Verbesserung« des gegebenen Rechtsstatus
der Ausländer sei nicht nur überflüssig, sondern schädlich. Auch die Er-
teilung des kommunalen oder gar allgemeinen Wahlrechts, die mitunter

als Voraussetzung für eine bessere Integration gefordert werde, wäre, ab-

gesehen von allen verfassungsrechtlichen Bedenken, nur eine Scheinlö-
sung, die »den Ausländern nichthilft und den demokratischen Prozessen
im kommunalen Bereich eher abträglich« sei (25). Warum das so sein soll,
wird nicht weiter ausgeführt. Möglicherweise besteht in Unternehmerkrei-
sen die Befürchtung, daß sich die demokratischen Rechte durch ihre Inan-
spruchnahme abnutzen und an Wert verlieren könnten. Wahrscheinlicher
ist jedoch, daß man hier wieder auf »verständliche Abwehrreaktionen«
der Deutschen anspielt, die sich durch die Ausländer bedroht fühlen und

ausländerfeindlich reagieren würden, wenn man diesen gleiche Rechte wie
ihnen zugestehen würde.

Die Auffassung, daß die Integration der Ausländer in die bundesrepu-
blikanischen und Westberliner Verhältnisse den Abbauihrer Rechtsan-
sprüche, das heißt deren existentielle Verunsicherung zur Voraussetzung
hat,ist nur vom Kapitalstandpunkt aus »logisch«. »Integration« wird hier
mit. »Integrierbarkeit« in die kapitalistische Klassenrealität, das heißt mit
der Verwertbarkeit der ausländischen Arbeitskräfte für Kapitalinteressen
gleichgesetzt. Wenn man die Problematik jedoch vom Standpunkt der Be-
troffenen aus betrachtet, wird klar, daß der Abbau der Rechtsansprüche
nicht Integrationshilfe, sondern Integrationshemmnis ist. Dies wird von
Gewerkschaften, Kirchen, Wohlfahrtsverbänden etc. immer wieder her-
vorgehoben. Ein »Hiersein auf dem Schleudersitz« (epd-Dokumentation
11/84, 11), das heißt die Ungewißheit über die Länge des Aufenthalts
macht — wie übereinstimmendfestgestellt wird — jede Lebensplanung
unmöglich und ist mit tiefgreifenden Ängsten und zwischenmenschlichen ,
Konflikten verbunden.
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Die Argumente für diese Einschätzung sind so schlagend, daß man
selbst in Regierungskreisen nicht umhin kann,aufsie einzugehen. Das ge-
schiehtim allgemeinen derart, daß man die Bedeutung der rechtlichen Ab-
gesichertheit der Existenz für das individuelle Verhalten zugibt und zu-
gleich — gemäß dem Vorbild der Unternehmer — behauptet, daß diese
»weitgehend« bzw. »de facto« gegeben sei. So steht zum Beispiel im Be-
richt der Kommission »Ausländerpolitik«, wenn auch nur im Anhang,die

klare Aussage: »Nur wenn der Ausländer. selbst die Dauer seines Aufent-
halts bestimmen und frei von Ausweisungsfurcht leben kann, können
‚auch persönliche und finanzielle Integrationsanstrengungen wie Spracher-
werb oder höhere und längerfristige Aufwendungen für Wohnen sowie
längerfristig angelegte Bildungsentscheidungen für seine Kinder erwartet
werden« (183). Bereits im unmittelbar folgenden Satz wird dann sugge-
riert, daß alle »aufenthaltsrechtliche Unsicherheit« nur »vermeintlich«,
das heißt eingebildet sei und daß die »Integrationshemmnisse« »aufgrund
mangelnden Interesses, Heimkehrabsicht, Vorbehalten, Sparzielen u.&.«
selbstgesetzt seien.
Im Hauptteil des Berichts wird dann die Einsicht, daß der Rechtsan-

spruch auf Aufenthalt die Lebensplanung verbessert, mit der Gegenthese
vernebelt, daß »vorrangig für die Lebensplanung ... andere Faktoren
(Wohnung, Arbeitsplatz, Bildung und Erziehung)« (110) und nicht die
rechtliche Absicherung seien. Hier wird der Versuch des Dummenfangs
besondersdeutlich. Als ob die Möglichkeit der individuellen Lebensgestal-
tung in der BRD nicht von der Zuversicht bestimmtist, auch wirklich eine
Zukunft in diesem Lande zu haben,das heißt nicht hinausgeworfen zu

werden.
Eine ähnliche Verkehrung der Fakten liegt vor, wenn zur Erklärung der

mangelnden »Einbürgerungsbereitschaft« der in der BRD und Westberlin
aufgewachsenen Ausländer das »Mißverhältnis von Rechten und Pflich-
ten« behauptet wird — das durch den Abbau der Rechte schnellstmöglich
zu korrigieren wäre. Die Ausländer sind dieser Darstellung zufolge gegen-
über den Deutschen privilegiert, indem sie »trotz gesicherten Aufenthalts-
rechts, gleicher Bildungs- und Berufschancen sowie sozialer Sicherheit kei-
ne Wehrpflicht und keine sonstigen staatsbürgerlichen Bindungen« hätten
(131). Diese Sichtweise rechtfertigt dann ohne weiteres die Erwägung,die
»rechtlichen Rahmenbedingungen« so zu gestalten, »daß die Einbürge-
rung ... gegenüber dem Status als Ausländer vorteilhaft erscheint« (128).

Das heißt: Zur Rechtfertigung der Verschärfung des Auslindergesetzes
und zur Verschleierung der dadurch bedingten Unmenschlichkeit setzt
man die (Schein-)Alternative der Einbürgerung. Die Bedingungen füreine
solche Einbürgerung bleiben wohlweislich unbenannt — ebenso die Fol
gen für den Fall, daß der Einbürgerungsantrag abgelehnt wird. Tatsäch-
lich ist die Gewährung der Einbürgerung, wie Bech und Faust darlegen,
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praktisch ausgeschlossen — ganz abgesehen davon, daß der Einbürge-
rungsantrag die Ausweisung nach sich ziehen kann (1981, 100). Die These

von der angeblichen Privilegierung der Ausländer hindert nicht daran,
gleichzeitig die Verbesserung der arbeitsrechtlichen Bestimmungen für die
Ausländer mit dem Argument abzuwehren, daß damit der »Vorrang

Deutscher und bevorrechtigter Ausländer« (d.h. Ausländer aus den EG-
Staaten) beeinträchtigt würde (139) oder generell von der »Gefahr einer
Veränderung der deutschen Gesellschaft« zu sprechen, wenn sich »viele

Ausländer über Generationen hinweg hier verfestigen und auch politische
Mitwirkungsrechte einfordern werden« (131).

Die Logik solcher Argumentation lautet also: Einerseits ist die rechtli-

che Absicherung der Existenz der Ausländer wesentliche Voraussetzung

für die angestrebte Integration, andererseits ist sie faktisch gegeben,drit-
tens könnte man sie sich gar nichtleisten, und viertens wäre sie der Inte-

gration eher hinderlich und damit auch nicht im Interesse der Ausländer.
Ähnlich »komplexe« Argumentationsmuster finden sich in anderen in-
haltlichen Zusammenhängen. So seien, wie es in dem Bericht der Kom-

mission »Ausländerpolitik« heißt, die Vorbehalte der Deutschen gegen-
über den Ausländern auch durch infrastrukturelle Mängel bedingt. Diese
könne man jedoch nicht ohne weiteres beheben, da nur ein »begrenzter fi-
nanzieller Rahmen für Integrationshilfen« (14) zur Verfügung stehe —
ganz abgesehen davon, daß, wie es an anderer Stelle heißt — »mutmaß-
lich geringes Verständnis der deutschen Bevölkerung« für Investitionen
zugunsten der Ausländer zu erwarten sei (136). »Eine realistische und wir-
kungsvolle Integrationspolitik« erfordere, daß man »Prioritäten bei den

Zielgruppen und Zielmaßnahmen« (15) setzt. Das bedeutet konkret, daß
man »zunächst« von der kostenaufwendigen Behebung der infrastruktu-
rellen Mängel absieht und an den »mentalitätsmäßigen Barrieren« (185)
ansetzt, die »Vorurteile, Vorbehalte, Ängste« der Deutschen und »über-
steigertes,ein friedliches Zusammenleben in unserer Gesellschaft störende

national-religiöse Verhaltensweisen«, die »zu totaler Unvereinbarkeit mit
unseren gesellschaftlichen Wertvorstellungen und Verhaltensweisen füh-
ren«, bei den Ausländern abzubauen sucht (13, 185). Verfehlt sei es, »der
einen oder anderen national oder religiös abgegrenzten Gruppe die Inte-
grationsfähigkeit pauschal abzusprechen« oder Integration als »Assimila-
tion«, das Aufgeben der »nationalen Identität«, mißzuverstehen. Wie
man die Grenze zwischen Assimilation und Integration bestimmt und was
das für Menschen sind, deren Verhaltensweisen »zu totaler Unvereinbar-
keit mit unseren gesellschaftlichen Wertvorstellungen und Verhaltenswei-
sen« führen könnten, wird nicht weiter ausgeführt. Ebenso vage äußert
man sich darüber, wie man Ängste und Vorurteile quasi freischwebend
abbauen will, von denen man doch zugeben muß, daß sie zumindest
»auch« objektive Ursachen haben: Das sei ein »langwieriger Prozeß der
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kleinen Schritte«, des gegenseitigen Sich-Öffnens und Aufeinander-Zuge-
'hens, der — »wenn Widerstände und Gegenreaktionen vermieden werden
sollen« — »staatlicherseits nicht verordnet, sondern nur vorsichtig unter-
stützt werden« könne (185). So viel weiß man allerdings jetzt schon:
»Nicht aktive oder gar aggressive Gleichmacherei, nicht die Entmündi-
gung des Ausländers zu einem immerwährenden Betreuungsobjekt, son-
dern das unaufdringliche Angebot von Hilfen zur aktiven Selbsthilfe ist
hier gefordert« (ebd.).

Die Behebung der objektiven Ursachen für die Vorbehalte der Deut-
schen gegen die Ausänder lehnt man also mit der Begründung ab, daß da-
durch weitere Vorbehalte provoziert würden; die eigenen Unterlassungen,
für menschenwürdige Lebensbedingungen aller zu sorgen, werden mit der
»schwindenden Zustimmung der deutschen Bevölkerung« gerechtfertigt,
die der »Integration der Ausländer entgegenwirkt« (93), die Folgen der
mangelnden »Integrationshilfe« der individuellen »Integrations-Unfähig-
keit« der Ausländer angelastet.

. W.
Wenn man die Fassade der Widersprüche und schönen Worte durch-
dringt, zeigt sich, daß praktisch jede Äußerung,die in der Diskussion um
das »Ausländerproblem« von den Regierenden gemachtwird, Ausländer-
feindlichkeit fördern muß. Das gilt bereits für den allgemeinen Konsens—
und die durch ihn eingefärbte Sprache — daß die Integration der hier le-
benden Ausländer die Reduzierung ihrer Zahl notwendig macht, sie also
nur in stark verringerter Menge erträglich sind. Ausländerfeindlichkeit
wird aber auch dadurch gefördert, daß die Ausländer in der Regel (so
auch in der Grundauffassung der Arbeitgeber und in den Empfehlungen
der Kommission »Ausländerpolitik«) als »Gäste« erscheinen, denen man
Arbeit und Brot gewährte, als man es sich leisten konnte, und die nun aus

den empfangenen Wohltaten Rechtsansprüche ableiten und den Gastge-
ber im eigenen Hause bedrängen bzw. aus diesem zu verdrängen drohen.

Vor dem Hintergrund der »Gastgeber«-These müssen auch die »Maßnah-
men zur Förderung der Rückkehrbereitschaft« und die Rückkehrprämien
den Eindruck stärken, daß man den Ausländern noch Geld hinterher-
wirft, damit sie etwas tun, was nur recht und billig wäre: nämlich zu ver-
schwinden, wenn der Gastgeber das Gastrecht nicht mehr gewähren kann.
Diese Gastgeber-These ist eine besondere Form der Verschleierung der aus
systembedingten Gründen bei allen Arbeitern gegebenen Ausbeutung: Sie

basiert auf dem Anschein, daß der Arbeiter für den Wert der Arbeit (und
nichtseiner Arbeitskraft), das heißt für nichts anderes als seinen Lebens-
unterhalt arbeitet und bei Verlust des Arbeitsplatzes der »Solidargemein-
schaft zur Last fällt« (Bericht der Kommission »Ausländerpolitik«, 108).
Die Tatsache, daß die Arbeitenden den gesellschaftlichen Reichtum
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schaffen (vermittelt über den Profit der Unternehmer als Produktionsmit-

telbesitzer, worin sich präzis das ausdrückt, was von marzistischer Seite
»Ausbeutung« genannt wird), bleibt unbenannt. Die Ausbeutung ist aber
bei den ausländischen Arbeitern— und zwar aufbetrieblicher undstaatli-
‚cher Ebene — im besonderen Maße gegeben,

Die Grundfagehierfür ist ihr rechtlicher Sonderstatus. Über die Koppelung von
Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis und die Festlegung im Arbeitsförderungsge-
setz, daß die Arbeitserlaubnis für ausländische Arbeiter auf »eine bestimmte be-
rufliche Tätigkeit in einem bestimmten Betrieb« beschränkt werden kann,steht
der ausländische Arbeiter, wie es bei Bech und Faust heißt, in »einem fast per-
sönlichen Abhängigkeitsverhältnis«. Er kann »seine Arbeitskraft nicht einmal
nach den kapitalistischen Bedingungen des ‘normalen Arbeitsmarktes’verkaufen
... Schon der Versuch, über seine Arbeitskraft “frei zu verfügen’, etwa den Ar-
beitsplatz zu wechseln und bessere Arbeits- und Lohnbedingungen zu erreichen,
kann die Ausweisung und ihren sofortigen Vollzug rechtfertigen« (1981, 104).

‚Auch aufder staatlichen Ebenesind die über die Ausländer zu erzielenden Er-
sparnisse und Gewinne überdurchschnittlich hoch. So hat die BRD, wie zum Bei-
spiel Budzinski (epd 12/84, 33) aufweist, durch die Anwerbung ausländischer Ar-
beitskräfte im Schnitt 75000 bis 150000 DM (Kosten für Ernährung, Kleidung,
Wohnung, Kindergärten, Schule, Krankenversorgung, die zwischen der Geburt
eines Kindes und seinem Eintritt in den Arbeitsprozeß entstehen) gespart. Das
macht. bei 2 Millionen Arbeitskräften — je nach Qualifikation der Angeworbe-
‚nen — 150 bis 300 Milliarden DM. Wie sehr sich die Regierenden dieser Erspar-
nisquelle bewußtsind, zeigt zum Beispiel die Absichtserklärung des Westberliner
Oberbürgermeisters Eberhard Diepken (trotz einer Arbeitslosenquote von ca.
10%in dieser Stadt), gezielt um »Umsiedler« aus der DDR zu werben, »Die sind
im richtigen Alter und habendie richtigen Qualifikationen. Die werden vom Ar-
beitsmarkt doch aufgesogen« (Tagespiegel vom 20.4.84). Zudem leistet die aus-
ländische Bevölkerung— da der Anteil der Erwerbstätigen und damit der Steuer-
pflichtigen hier besonders hoch ist — einen weit höheren Beitrag zum gesell-
schaftlichen Steueraufkommen als die deutsche Bevölkerung, das sie zugleich in
einem sehr viel geringeren Maße als jene in Anspruch nimmt: zum einen, weil
ausschließlich junge und gesunde Menschen angeworben wurden, und zum ande-
ren, weil die Inanspruchnahme von Sozialleistungen potentiell ihre Ausweisung
zur Folge hat (Budzinski, epd 2/1984, 33). (Der höhere Beitrag zum Steuerauf-
kommenrelativiert sich mit dem Familiennachzug und der erhöhten Arbeitslosig-
keit unter den Ausländern und dem allgemeinen Arbeitsverbot für Asyl-
bewerben).
Auch die Rückkehrprämien sind kein Geschenk des »Gastgebers«, sondern,

wie es in der Stellungsnahme des diakonischen Werkes heißt, ein »unserlöses Ge-
schäft«, mit dem die Ausländer zum Verzicht auf verarbeitete sozialo Ansprüche
und Rechte« gebracht werden sollen. Ganz abgesehen davon, daß der sogenannte
Arbeitgeberanteil zur Rentenversicherung in der Bundesrepublik verbleibt und
den — fast nur deutschen — Rentnern zugute kommt, verzichten die ausländi-
schen Arbeitnehmer mit der Auszahlung der Arbeitnehmeranteils »auch auf den
Anspruch auf eine spätere Rente (einschließlich Dynamisierung) und damit auf
die Altersvorsorge. Die Einsparungen bei der Rentenversicherung übersteigen
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mehrfach die *Rückkehrhilfen’ und Auszahlungen des Arbeitnehmeranteils zur
Rentenversicherung« {epd 11/84, 44). (Zur ökonomischen Nutzung der Auslän-
der s.a. Vink 1984, Bech und Faust 1981, Ucar 1983, Schütt 1981, Dohse 1984

etc.)
In der Gastgeber-These wird das Ausbeutungs- und Unterdrückungsver-

hältnis — wie auch in den Begriffen »Arbeitgeber«/»Arbeitnehmer« auf
den Kopf gestellt. Die Ausbeutenden werden zu Wohltätern derjenigen,
auf deren Kosten sie leben, die ihren Reichtum und ihre Machtschaffen,
unddiejenigen, die nicht mehr für die Ausbeutung verwertbar sind, wer-
den zu »Schmarotzern« am »deutschen Volk«, zu dem man die eigene

Zugehörigkeit dadurch beweist, daß man sich — über alles Trennende
hinweg — in der Abwehr der »Belastenden« zusammenfindet.

Ausländerfeindlichkeit wird schließlich auch mit dem Begriff der »Aus-
länderkriminalität« gefördert, der zu einem festen Bestandteil der öffentli-

‚chen Sprache geworden ist. Er legt nahe, was auch immer wieder explizit.
behauptet wird: nämlich, daß die Kriminalitätsbelastung durch die Aus
länder besonders hochist. Diese These ist jedoch nur bei unsachgernäßern
‚Gebrauch des statistischen Materials möglich und bei genauerer Prüfung
der Sachlage unhaltbar (zum Beispiel Budzinski, epd 12/84, 31f). Diese
Erkenntnis ist mittlerweile auch in die Kreise der Regierenden eingedrun-
‚gen. Man geht dort — wenn man nicht wie der Westberliner Innensenator
Lummer jede Scheu vor der offenen Demonstration der herrschenden
Borniertheit und Brutalität verloren hat (z.B. FAZ und Tagesspiegel vom
1.9.84) — mitihr um, wie man das mit unliebsamen Informationen zu tun
pflegt: Man gibt zu verstehen, daß man um die Fragwürdigkeit/Unhalt-

barkeit der offiziellen Kriminalitätsstatistik weiß, um dann unbeirrt mit
ihr zu argumentieren und auf ihrer Basis Empfehlungen für politische

Maßnahmen auszusprechen. So wird etwa von der Kommission »Auslän-
derpolitik« hervorgehoben, daß es bei der »Eindämmung der Ausländer-
kriminalität« im wesentlichen darum gehe, die »in der Randgruppensitua-

tion liegende Hauptursache der Kriminalität zu beseitigen«, daß aber ne-

ben den präventiven auch repressive Maßnahmen erforderlich seien

(1S1f.)’Gemäß der allgemeinen These, daß man »Prioritäten«setzen müs-
se, konzentriert man sich im folgenden allein auf die Repressionsseite. So
soll etwa die Möglichkeit geschaffen werden, Ausländer bei bestimmten
Straftaten noch vor der Verurteilung auszuweisen. Das würde, wie es zum

Beispiel in der Stelhungnahme des diakonischen Werkes heißt, bedeuten,

daß »eine gerichtliche Beweisaufnahme und -überprüfung... unmöglich
gemacht und das Recht des betroffenen Ausländers, von den strafprozes-
sualen Rechtsmitteln Gebrauch zu machen undsich ungehindert zu vertei-
digen, dadurch außer Kraft gesetzt [würde]« (epd 11/84, 39).

Bei der Absicht, drogenabhängige Ausländer auszuweisen (mit der Be-
gründung, daß Sucht zur — schwer nachweisbaren — »Beschaffungskri-

ARGUMENT-SONDERBANDAS [14 ©



122 Ute H.-Osterkamp

minalität« führe), wird diese Pervertierung der Prävention besonders
deutlich: Die Anstrengungen sind nicht mehr darauf gerichtet, die gesell-
schaftlichen Bedingungen von Kriminalität und Drogenabhängigkeit (z.B.
Arbeitslosigkeit und Perspektivlosigkeit der individuellen Existenz) zu
überwinden, das heißt die Menschen davorzu bewahren,ins gesellschaftli-

che Abseits zu geraten, sondern umgekehrt, »die Gesellschaft« vor den
»Abseitigen« zu schützen und von diesen möglichst reinzuhalten. Für so-

che Schutz- und Säuberungsmaßnahmen zum Wohle des deutschen Vol-
kes ist man auch bereit, entsprechende Opfer zu bringen und grundlegen-
de Legalitätsprinzipien aufzuweichen (epd-Dokumentation 11/84, Vink

1984, Dohse 1984).

Vv
Die offzizielle Abwälzung der gesellschaftlichen und durch sie vermittelten

individuellen Probleme wird im Namen der Menschlichkeit betrieben:
zum einen aus Rücksicht auf die mangelnde Reife der deutschen Bevölke-
rung, die eine humanere Politik gegenüber Ausländern (noch) nicht ver-

kraften würde; zum anderen im unmittelbaren Interesse der Ausländer,
denen wiederum die Fähigkeit fehle, diese — zumindest in der erwünsch-
ten Form— selbst wahrzunehmen. So würden, wie es zum Beispiel in dem
Bericht der Kommission »Ausländerpolitik« heißt, »mit der Herabsetzung
des Nachzugsalters auf das 6. Lebensjahr ... die Chancen der Kinder zur
gesellschaftlichen, vor allem auch der beruflichen Integration wesentlich
verbessert« (92). Und wenn der Familiennachzug »von einer ausreichen-
den Wohnung und gesicherten wirtschaftlichen Verhältnissen« abhängig
gemacht wird, dann nur, weil das »Kindeswohl«erheblich gefährdet wä-
re, wenn diese Voraussetzungen nicht gewährleistet sind (199). Wie weit.
solche Voraussetzungen in dem jeweiligen Heimatland gegeben sind,ist
dann nicht mehr Sache der Deutschen. Hauptsacheist, daß man alles Be-

lastende abstößt und anschließend sauber und untadelig dasteht. Um den
deutschen Behörden zu ersparen,»Eltern und Kinder gewaltsam zu tren-
nen« (176), sollte man zugleich die Eltern verpflichten, ihre eingereisten,

nicht aufenthaltsberechtigten minderjährigen Kinder eigenhändig in das
Herkunftsland zurückzubringen und für den Fall, daß die Eltern sich wei-

gern, diese selbst auszuweisen.
Die von den Regierenden praktizierte »Menschlichkeit« hat im wesent-

lichen demonstrative, defensive und instrumentelle Funktion. Sie dient
dazu, die Unmenschlichkeit der verordneten Maßnahmen zu verschleiern.
Sie soll verhüten, daß der »Agitation extremistischer Gruppen« Nahrung

gegeben wird (Bericht der »Kommission Ausländerpolitik«, 93) und daß
»die Stellung der Bundesrepublik" Deutschland in der internationalen
Menschenrechtsdiskussion... geschwächt, das Verhältnis zu Staaten, auf
deren Konsensbereitschaft sie gerade im Ausländerbereich angewiesen ist,
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beeinträchtigt und anstehende Verhandlungen mit diesen Ländern ... er-
schwert werden« (ebd., 9).

Die Instrumentalisierung der Menschlichkeit zeigt sich im besonderen
Maße im Umgang mit dem Asylrecht, das nur auf dem Papier »großzü-
gig« ist und in der Praxis höchst restriktiv und einseitig angewandt wird.
Im Vordergrund steht nicht — was der eigentliche Inhalt dieses Menschen-
rechts ist — die Schutzgewährung für Verfolgte, sondern die »Selbstdar-

stellung als ‘Hort der Freiheit’, in erster Linie aber die Möglichkeit, in
Länder mit unerwünschter sozialökonomischer Orientierung hineinzuwir-
ker(Bech und Faust 1981, 125ff.). »Wenn ein Asylbewerber von jenseits
der Oder/Neisse kommt, reicht schon die Flugrichtung regelmäßig zur
Anerkennung als politisch Verfolgter aus, flieht er aus Asien oderAfrika,

wird oft zunächst einmal Mißbrauch unterstellt« {Der Spiegel, zit. nach
Bech und Faust 1981, 126). — Diese politische Voreingenommenheit wird
wiederum denen angelastet, die unter ihr zu leiden haben. So wird von der
»Kommission Ausländerpolitik« festgehalten: »Während von den relativ
wenigen Asylbewerbern bis 1975 die überwiegende Zahl als Asylberechtig-
te anerkannt wurde, sarık die Anerkennungsquote in den folgenden Jah-
ren im umgekehrten Verhältnis zur Zahl der Anträge stark ab. Sie liegt
heute bei knapp 10%. Dabei sind die anerkannten Asylbewerber zu einem
großen Teil Staatsangehörige der Ostblockstaaten. Demgegenüber liegt
die Anerkennungsquote bei den Staatsangehörigen einiger anderer Staaten
nahezu bei Null. Daran wird deutlich, in welchem Umfang das Asylrecht
in den letzten Jahren mißbräuchlich in Anspruch genommen worden ist«

(63). Der Rückgang der Zahl der Asylbewerber wird dann als Reduzierung
des »Mißbrauchs des Asylrechts durch geeignete Maßnahmen« — wie
zum Beispiel Einschränkung des Asylrechs, allgemeine Polemik gegen die

»Asylantenschwernme«, entwürdigende Behandlung der Asylbewerber
etc. — gefeiert.

VI.
Die restriktive Ausländerpolitik und der damit verbundene Rechtsabbau,

der mit Hilfe der allgemeinen »ausländerfeindlichen Stimmung« durchge-
setzt werden soll, richtet sich, werın er auch im Namen der deutschen Be-
völkerung betrieben wird, nicht nur gegen die Ausländer, sondern auch

gegen die in der BRD und Westberlin lebenden Deutschen. Die Aussonde-
rung der Ausländer bedeutet immer auch die Aufspaltung der Deutschen

in mehr oder weniger gute. Richtige »Deutsche« sind der herrschenden
Auffassung gemäß vorallem jene, die der Behauptung der »schwindenen
Zustimmung« gegenüber dem Aufenthalt der Ausländer in der BRD und
Westberlin entsprechen und somit die nachträgliche Rechtfertigung für die
ausländerfeindliche Politik liefern. Diejenigen, die sich — gerade auf-
grundihres unmittelbaren Kontakts mit den Ausländern und der Kenntnis
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der wirklichen Behinderungen ihrer Integration — dieser Politik widerset-
zen, geraten alsbald selbst unter Anklage, die Interessen »der Deutschen«
zu verletzen, »extremnistisch« zu sein, die »Solidargermeinschaft« unge-
bührlich zu belasten. Traurige Berühmtheit hat zum Beispiel ein Brief
(vom 16.12.82) des Direktors vom Spandauer Amtsgericht, Weimann, er-

langt, in welchem dieser (in einer Darstellung der Verhältnisse, die der
Westberliner Justizsenator Oxfort aufgrund seiner »eigenen anwaltlichen

Erfahrungen ... nur unterstreichen« kann), um »Abhilfe von höherer
Stelle« bittet. In diesem Briefgreift er die »Angehörigen der Jugendämter
bzw. aller möglichen Beratungsstellen ... insbesondere die Angehörigen
der Arbeiterwohlfahrt« an, die — in dem sie sich »kritiklos zum Sprach-
rohr bestimmter zur Zeit obwaltender ideologischer Strömungen machen«
— Mißbrauch mit deutschen Steuergeldern treiben. Sie würden zum Bei-
spiel — wie in Weimanns Brief heißt — in »Fällen, wo die Eltern durch
strafbare Handlungen ausfallen (Tötung der Ehefrau durch den Ehemann
und dessen nachträglich hoher Verurteilung« deren »in solchen Fällen ...
meist noch schr junge Kinder (2 bis 8 Jahre alt/« nicht in die Türkei zu-
rückschicken, sondern in einem Heim in der BRD unterbringen. Und das
trotz des Umstands, daß »ein Kostenaufwand von 20000,- DM bis 25000,-
DM pro Monat für solche zerstörten Familien durchaus keine Seltenheit«
sei und die Kinder durch eine solche Heirmunterbringung »von vornherein

für die soziale Unterschicht geprägt« würden. Außerdem gäbe es Nerven-

kliniken und Pflegeheime, die sich weigerten — was nach dern Auslinder-

gesetz durchaus möglich wäre —, einen Geisteskranken, dessen Zustand
»im Bereich des hochgradigen Schwachsinns bis zur absoluten Idiotie
hegt«, abzuschieben, obwohl dieser »bei einer durchschnittlichen Lebens-
erwartung von 70 Jahren den deutschen Steuerzahler ca. 2,5 Millionen
DM kosten wird«.

Esfällt schwer, Unterschiede zwischen dieser »Vernunft« und Rechen-
aufgaben zu finden, wie sie zur Zeit des Faschismus in den Lehrbüchern

standen, die die Vernichtung »unwerten Lebens, von »Ballast-
existenzen«, »Fremdkörpern im Gefüge der menschlichen Gesellschaft«
ideologisch vorbereiten halfen. Etwa; »Der Bau einer Irtenanstalt erfor-
dert sechs Millionen RM. Wieviele neue Wohnblocks & 15000 RM würden
für diese Summe gebaut werden können?« (Siehe zum Beispiel Kaul 1979,

31f)
Die ausländerfeindliche Politik hat jedoch nicht nur Auswirkungen

auch auf jene,die sich ihr zu widersetzen und im Interesse der Ausländer

zu handeln suchen, sondern sie stellt eine mehr oder weniger latente Be-

drohung für alle dar, die vom Verkaufihrer Arbeitskraft leben und in der
Gefahr sind, eines Tages nicht mehr »gebraucht« zu werden, das heißt
nicht mehr verwertbar zu sein, der »Solidargerneinschaft« zur Last zu fal-
len und für die Verhältnisse, deren Opfer sie sind, verantwortlich gernacht
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zu werden. Wenn zum Beispiel die Existenzberechtigung der Ausländer in
der BRD und Westberlin von dem Nachweis bestimmter »Integrationslei-
stungen« (Arbeit, Ausbildung, Wohnung) abhängig gemacht und ihnen
als persönliches Versagen zur Last gelegt wird, sofern sie diese nicht vor-
weisen können, dann müssen sich auch Millionen Deutscher bedroht füh-
len: nämlich all jene, die diese von den Ausländern verlangten »Integra-
tionsleistungen« ebenfalls nicht aufweisen, zumindest aber für die Zu-
kunft nicht garantieren können. Sie sind vom besonderen Schicksal der

Ausländer nur dadurch gefeit, daß sie »Deutsche« sind. Kein Wunder,
wenn sie (sofern sie die gesellschaftlichen Bedingungen ihrer existentiellen
Verunsicherung nicht durchschauen, sondern blind aus diesen heraus agie-
ren) ihr »Deutschtum« betonen und alles aufgreifen, was die eigene

»Überlegenheit« gegenüber den Ausländern scheinbar bestätigt und die
‚gegen jene getroffenen Maßnahmen rechtfertigt. Damit schmälert man je-
doch nicht nur die objektive Basis für den Widerstand, sondern zugleich

die innere Berechtigung, sich zu wehren, wann immer der Abbau der
Rechte auch den eigenen Personenkreis betrifft. In der Sonderbehand-

hung, die man für andere zuläßt, um nicht selbst betroffen zu werden, ist
dann zugleich permanent vorgeführt, was einer in dieser Gesellschaft ge-
schehen kann, falls man unliebsam wird.

Fazit: Wenn die Ausländer, indern man die wirklichen Zusammenhänge
verschweigt und entstellt,in den offiziellen Darstellungen — zumindest in-
direkt — als Schmarotzer und potentiell Kriminelle erscheinen, durch die
das »deutsche Volk«in seiner Substanz bedrohtist, dann ist die »auslän-
derfeindliche« Reaktion derer, die diesen Betrug nicht durchschauen, ver-
ständlich. Die systematische Desorientierung, die von offizieller Seite be-
trieben wird, kann dabei durchaus auf eine allgemeine Glaubensbereit-
schaft hoffen: Indem die mehr oder weniger latente Erfahrung der eigenen

Bedrohtheit und Ausgeliefertheit, die unter kapitalistischen Bedingungen
allgemein verbreitet ist und sich in Krisenzeiten veschärft, in den Auslän-
dern »Gestalt« annimmt und damit scheinbar — durch deren Ausweisung
— handhabbar wird. Diese Lösung erscheint um so attraktiver, als mit ihr
die Übereinstimmung mit den Herrschenden bewahrt bleibt, man nichtin
die Gefahr gerät, selbst zum »Fremden« oder »Fremdkörper« erklärt zu
werden.

Der Kampfgegen Ausländerfeindlichkeit schließt somit den Kampf ge-

gen die systematische Desorientierung, das heißt Aufklirang über die
wirkliche Funktion der »Gastarbeiter-Beschäftigung« und die besondere

Form der Ausbeutung ausländischer Arbeitskräfte ein. Aufklärung über
die besondere Form setzt Aufklärung über die allgemeine Form der Aus-
beutung der Werktätigen im Kapitalismus voraus. Der Kern einer solchen
Aufklärung muß aber die Entschleierung der Illusion sein, die die fakti-
sche Ausbeutung unfaßbar macht und somit Grundlage aller bürgerlichen
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Ideologie ist: nämlich daß die Arbeiter für den Wert der Arbeit bezahlt
werden, das heißt den vollen Gegenwert für ihre erbrachten Leistungen er-
halten und somit Schmied ihres individuellen Glücks sind. — Nicht von
den Ausländern geht die Bedrohung für das »Gefüge von Wirtschaft und
Gesellschaft« bzw. für »die Deutschen« aus, wie die »Arbeitgeber« und
ihre staatlichen Interessenvertreter meinen, sondern von der Unmensch-
lichkeit des kapitalistischen Verwertungsstandspunktes, der in der Ausläin-
derfrage — auch in ihrer allgemeinen Dimension — besonders krassen
Ausdruck findet,

Die Erzeugung der ausländerfeindlichen Stimmung hat — über die Ab-

lenkung von den gesellschaftlichen Ursachen der Krise hinaus — weiterrei-
chende Funktion: nämlich die imperialistisch-expansionistische »Siche-
rung« der Rohstoffquellen, Absatzmärkte, Rüstungsprofite zu rechtferti-
gen. Im Zusammenhang mit dem Argument, daß die Bundesrepublik

»deutsch«, das heißt »ausländerfrei« bleiben müsse, um eine »Wiederver-
einigung Deutschlands« nicht zu gefährden (nach Möglichkeit unter An-
schluß Österreichs, wie in der ARD-Sendung »Moment mal« vom 31.8.84
mehrfach hervorgehoben wurde), erfährt das »völkische Deriken« und
der Rassismus eine Renaissance (s.a. Opitz 1984, 13ff.). Der Kampf gegen
Ausländerfeindlichkeit bedeutet somit auch Kampffür die Sicherung des
Friedens, und der Kampf für Frieden wiederum (s.a. die Ausführungen
des baden-württembergischen IG-Druck-Vorsitzenden Werner Pfennig
zum Antikriegstag in der DVZ/Die Tat vom 31.8.84) Kampfgegen ein
Gesellschaftssystem, in dem der Profit und nicht der Mensch im Mittel-
punkt steht. Das heißt aber: Kampf um Bedingungen,innerhalb derer mit
der Möglichkeit der Aussonderung aller »Überflüssigen«, »Nicht-Dazuge-
hörigen« auch die Gefahr gebanntist, selbst durch die Aussonderung be-
troffen zu werden — wo also das im Kommunistischen Manifest formu-
lierte Ziel Wirklichkeit wird, daß »an die Stelle der alten bürgerlichen Ge-
sellschaft mit ihren Klassen und Klassengegensätzen ... eine Assoziation
(tritt), worin die freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die freie

Entwicklung aller ist« (MEW 4,482).
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